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3. Parlamentarische Initiative von Toni Kappeler, Stefan Leuthold, 

 Daniel Eugster und Josef Gemperle vom 3. Juli 2019 "Deregulierung für 

 bessere Erdwärmenutzung" (16/PI 6/395) 
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 15. August 2018 "Missachtung der Ausschaffungsinitiative auch im 
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5. Interpellation von Alban Imeri, Hanspeter Heeb, Sabina Peter Köstli 

 und Jacob Auer vom 24. Oktober 2018 "Zeitvorsorge im Kanton TG" 

 (16/IN 37/284) 

 Beantwortung    Seite -- 

 

Erledigte 

Traktanden: 1 bis 3 
 

Entschuldigt Abegglen Inge, Arbon Ferien 

  Auer Jakob, Arbon Ferien 

  Haller Hansjörg, Hauptwil Beruf 

  Imeri Alban, Romanshorn Ferien 

  Kaufmann Brigitte, Uttwil Gesundheit 

  Müller Barbara, Ettenhausen Beruf 

  Pagnoncini Christina, Alterswilen Beruf 

  Rüedi Beat, Kreuzlingen Beruf 

  Rüetschi Gina, Frauenfeld Gesundheit 

  Schenker Marcel, Frauenfeld Gesundheit 

  Wirth Andreas, Frauenfeld Ferien 

  Wohlfender Edith, Kreuzlingen Ferien 

  Zürcher Käthi, Romanshorn Beruf 

 

Vorzeitig weggegangen: 

11.00 Uhr Zimmermann David, Braunau Beruf 

 

Präsident: Auf der Besuchertribüne begrüsse ich das Schülerparlament der Sekundar-

schule Müllheim unter der Leitung von Daniel Vogelsang. Sie wurden bereits von Kan-

tonsrat Turi Schallenberg über den Ratsbetrieb informiert. Als Schülerparlamentarierin 

oder Schülerparlamentarier sammeln Sie nun erste Erfahrungen als Politiker oder Politi-

kerin in der Schule. Wir hoffen, dass Sie diese Kenntnisse vielleicht auch einmal in Ihrer 

Gemeinde oder sogar hier in diesem Ratssaal einbringen werden. Wir freuen uns über 

Ihr Interesse am Ratsbetrieb der kantonalen Legislative und wünschen Ihnen einen 

kurzweiligen Vormittag. 

Ebenfalls begrüsse ich auf der Tribüne die Lernende der Parlamentsdienste. Sie können 

sich nun ein Bild davon machen, für wen Sie arbeiten und wie eine Sitzung abläuft. Wir 

wünschen Ihnen weiterhin eine erfolgreiche Ausbildung und danken für Ihr Interesse und 

Ihre administrative Unterstützung. 
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Am 13. September 2019 ist alt Kantonsrat Ernst Bühler aus Amriswil im 88. Altersjahr 

gestorben. Er gehörte dem Grossen Rat von 1973 bis 1996 als Mitglied der SVP an. 

Während seiner Mitgliedschaft hat er in 23 Spezialkommissionen mitgewirkt, wovon er 

deren zwei präsidierte. Während je vier Jahren war er Mitglied der Geschäftsprüfungs-

kommission und der Begnadigungskommission. Ausserdem war er lange Jahre Verwal-

tungsrat der Gebäudeversicherung Thurgau. Höhepunkt seines Wirkens bildete das  

Präsidentenamt des Grossen Rates, welches er im Amtsjahr 1987/88 innehatte. Ich bitte 

Sie, dem Verstorbenen ein ehrendes Andenken zu bewahren. 

 

Am 14. September 2019 spielte der FC Grosser Rat in Kreuzlingen gegen die Bodensee-

Kickers. Bei den Bodensee-Kickers spielen Menschen mit einer geistigen oder körperli-

chen Beeinträchtigung. Einer ihrer grössten Wünsche war es, einmal gegen den FC 

Grosser Rat Thurgau antreten zu dürfen. Selbstverständlich kamen die Politiker diesem 

Wunsch gerne nach. Und das Spiel verlief so, wie es erwartet wurde: Die Bodensee-

Kickers rannten leidenschaftlich jedem Ball hinterher, kämpften engagiert und zeigten 

sich als wahre Sportler. Das Spiel machte den zahlreichen Zuschauerinnen und Zu-

schauern sowie den beiden Mannschaften sichtlich Spass. Am Schluss resultierte ein 

1:1. Wie man hörte, war es für beide Seiten eine berührende, spezielle und nicht alltäg-

liche Begegnung. Wir wünschen allen Sportlerinnen und Sportlern weiterhin viel Spiel-

freude und Erfolg. 

 

Ich gebe Ihnen die folgenden Neueingänge bekannt: 

  1. Beschluss des Grossen Rates betreffend Beitritt des Kantons Thurgau zum Gesamt-

schweizerischen Geldspielkonkordat (GSK) vom 20. Mai 2019. Dieses Geschäft wird 

von der bereits in der Vernehmlassungsphase gebildeten Kommission vorberaten. 

  2. Botschaft und Zahlenteil zum Voranschlag 2020 und Finanzplan 2021 bis 2023. Die 

Vorberatung dieses Geschäfts erfolgt durch die Geschäftsprüfungs- und Finanz-

kommission. 

  3. Beschluss des Grossen Rates zum Nachtragskredit 2019. Die Vorberatung dieses 

Geschäfts erfolgt durch die Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission. 

  4. Beantwortung des Antrags gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen Rates 

von Urs Martin, Daniel Eugster und Reto Lagler vom 12. September 2018 "Bericht 

über strategische Investitionen der Partizipationserlöse". 

  5. Beantwortung des Antrags gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen Rates 

von Barbara Müller und Jacob Auer vom 12. September 2018 "Bericht zur Eingliede-

rung in den 1. Arbeitsmarkt durch die IV Thurgau". 

  6. Beantwortung der Motion von Manuel Strupler und Pascal Schmid vom 12. Septem-

ber 2018 "Für einen Denkmalschutz mit Augenmass und besserer Koordination mit 

den raumplanerischen Zielen". 
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  7. Beantwortung der Motion von Toni Kappeler und Mathias Tschanen vom 12. Sep-

tember 2018 "Denkmalpflege und Baufachnormen". 

  8. Beantwortung der Interpellation von Stephan Tobler, Pascal Schmid und Gottfried 

Möckli vom 1. Oktober 2018 "Handlungsbedarf bei der Polizei?". 

  9. Beantwortung der Einfachen Anfrage von Hanspeter Heeb vom 3. Juli 2019 "Ver-

besserung des notwendigen Rechtsschutzes". 

10. Missiv des Regierungsrates betreffend Nachrücken von Judith Ricklin, Kreuzlingen, 

in den Grossen Rat. 

11. Statistische Mitteilung Nr. 7/2019 "Steuerstatistik 2016". 

12. Einladung des Verbandes Thurgauer Landwirtschaft zum WEGA-Apéro vom 

30. September 2019. 

 

Die Stimmenzählerin Inge Abegglen ist heute ferienhalber abwesend. Als Ersatz schlägt 

die SP-Fraktion Kantonsrat Martin Nafzger vor. Stillschweigend genehmigt. 

 

Die Stimmenzählerin Gina Rüetschi ist heute krankheitshalber abwesend. Als Ersatz 

schlägt die GP-Fraktion Kantonsrätin Karin Bétrisey vor. Stillschweigend genehmigt. 

 

Ich stelle die heutige Tagesordnung zur Diskussion. Stillschweigend genehmigt. 
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1. Parlamentarische Initiative von Hanspeter Heeb vom 19. Juni 2019 "Dispositive 

Regelung der Stillen Wahl" (16/PI 5/386) 

 

Vorläufige Unterstützung 

 

Präsident: Nachdem die Parlamentarische Initiative am 19. Juni 2919 eingegangen war, 

hat das Büro gemäss § 43 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Grossen Rates den Regie-

rungsrat zur Stellungnahme zum Verfahren und zum Inhalt eingeladen. Darin hat der 

Regierungsrat nicht geltend gemacht, dass sich der Vorstoss auf einen Gegenstand be-

zieht, der schon als Ratsgeschäft anhängig ist oder dass der Gegenstand vom Regie-

rungsrat als Vorlage vorbereitet und innerhalb des nächsten halben Jahres dem Grossen 

Rat vorgelegt wird. 

Deshalb muss der Grosse Rat nun darüber entscheiden, ob er die Parlamentarische   

Initiative vorläufig unterstützen möchte. Das Wort hat zuerst der Initiant. 

 

Heeb, GLP/BDP: Meines Erachtens ist die Beantwortung des Regierungsrates etwas 

unglücklich ausgefallen. Ich erlaube mir deshalb ein paar Erklärungen zur Ausgangslage 

und zu meinen Überlegungen. Romanshorn kennt stille Wahlen schon lange. Diese ha-

ben für die verschiedenen Gremien bestens funktioniert. Unglücklicherweise konnte die 

Interpartei letztes Jahr nicht genügend Urnenoffizianten finden. Zudem gab es gewisse 

Missverständnisse bei der Einbürgerungskommission, für welche eine stille Wahl mög-

lich wäre, sodass diese gefährdet war. Ich brauchte anschliessend einige Zeit, um her-

auszufinden, wie bei dieser Ausgangslage vorzugehen sei. Die Politische Gemeinde 

sieht für die Urnenoffizianten, die Einbürgerungskommission und für die Rechnungsprü-

fungskommission stille Wahl vor. Es fehlt aber eine Ausführungsbestimmung dazu. Das 

System hat jahrelang bestens funktioniert. Entweder gab es eine Kampfwahl oder man 

fand genügend Kandidaten. Ich habe recherchiert: Viele Politische Gemeinden sehen 

keine stille Wahl vor. Jene, die dies vorsehen, haben es ausführlich und vorbildlich gere-

gelt. Als Schulpräsident habe ich in unserer eigenen Gemeindeordnung nachgesehen 

und herausgefunden, dass dort zwar klar geregelt ist, wer gewählt ist. Wenn beispiels-

weise vier Wahlvorschläge für die Rechnungsprüfungskommission vorliegen, muss die 

Schulbehörde diese als gewählt erklären. Es bleibt aber offen, was mit dem fünften Sitz 

in diesem Fall geschieht. Mit meiner Parlamentarischen Initiative schlage ich eine dispo-

sitive Regelung vor, welche mir logisch erscheint. Für den fünften Sitz, welcher noch 

nicht vergeben wird, macht man es analog dem Vorgehen, wenn nur eine Person still zu 

wählen ist und sich niemand zur Wahl stellt. Es erfolgt dann nämlich ein erster Wahlgang 

ohne Vorschläge und ein zweiter Wahlgang. Die Alternative wäre es, die Wahl mit einem 

neuen Termin anzusetzen und wiederum der Möglichkeit, Wahlvorschläge einzubringen. 

Man könnte aber auch erklären, dass der erste Wahlgang mit der Wahl von vier Sitzen 

stattfand. Für den fünften, noch nicht besetzten Sitz erfolge ein zweiter Wahlgang. Mei-
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nes Erachtens ist mein Vorschlag mit zwei Wahlgängen für diesen Fall naheliegend. Ich 

hoffe, dass wir es schaffen, diese Problematik, welche vor allem Schulgemeinden betrifft, 

aus der Welt zu schaffen. Sie dient damit auch allen Gemeinden, die wie Romanshorn 

die Ausführungsbestimmungen vergessen haben. Alternativ bin ich auch zufrieden, wenn 

der Grosse Rat heute beschliesst, dies nicht im Gesetz zu regeln, weil es die Gemeinden 

selbst regeln sollen. Das ist auch eine Lösung. Meines Erachtens braucht es dazu keine 

Ergänzung oder Änderung der Gemeindeordnung. Es genügt ein Reglement. Andernfalls 

bitte ich die Juristen im Rat um eine Rückmeldung. Ich würde es mit einem "Reglement 

für stille Wahlen" abfangen. Es wurde hinterfragt, ob die Parlamentarische Initiative das 

richtige Instrument sei. Gerade für solche Kleinigkeiten, welche man hier und jetzt lösen 

kann, ist es die richtige Methode. Eine Vernehmlassung durchzuführen, käme einem "mit 

Kanonen auf Spatzen schiessen" gleich. Ich bin auf die Diskussion gespannt. 

 

Zecchinel, FDP: Ich verlese das Votum meines Fraktionskollegen, Kantonsrat Beat   

Rüedi: "Der Initiant nimmt seinem Vorstoss gleich selbst den Wind aus den Segeln. Er 

spricht in seiner Parlamentarischen Initiative von einer Regelung, welche vielleicht nicht 

unbedingt notwendig sei. Ferner ist von einer marginalen Ergänzung durch eine disposi-

tive Regelung die Rede. § 44 des Gesetzes über das Stimm- und Wahlrecht soll mit ei-

nem neuen Abs. 3 ergänzt werden. Der aktuelle Abs. 1 in § 44 lautet wie folgt: "Die Ge-

meindeordnung kann für einzelne Organe, mit Ausnahme der Gemeindebehörde, die stil-

le Wahl vorsehen." Abs. 2 lautet wie folgt: "Die Gemeinde erlässt die Verfahrensbestim-

mungen, insbesondere betreffend Einreichungsfrist, Inhalt und Unterzeichnung der 

Wahlvorschläge." Das kantonale Recht ermöglicht es somit den Gemeinden, stille Wah-

len, beispielsweise für die Rechnungsprüfungskommission oder das Wahlbüro, vorzuse-

hen. Die Ausgestaltung dieser stillen Wahl obliegt der Gemeinde. Der Initiant schlägt ei-

ne mögliche Gestaltungsvariante durch eine Gemeinde vor. Die Bestimmung gehört da-

her nicht in das kantonale Gesetz, sondern in die Gemeindeordnung, in welcher die stille 

Wahl geregelt ist. Die Aufnahme einer dispositiven Vorschrift für ein Detail der stillen 

Wahl würde dem Konzept des kantonalen Gesetzes widersprechen, und zwar in folgen-

den Punkten: 1. Verankerung des Grundsatzes im kantonalen Gesetz. Die Schulge-

meinden können stille Wahlen ohne die Gemeindebehörde vorsehen. 2. Regelung sämt-

licher Einzelheiten durch die Gemeinde in der Gemeindeordnung. Die durch den Initian-

ten gewünschte Bestimmung gehört somit nicht in das kantonale Gesetz über das 

Stimm- und Wahlrecht, sondern in die Gemeindeordnung der Primarschulgemeinde oder 

der Sekundarschulgemeinde Romanshorn-Salmsach. Die durch den Initianten vorge-

schlagene Lösung ist nicht die einzig mögliche. Sie führt nämlich zu einer Vermengung 

von stiller Wahl und Volkswahl. Ein Beispiel: Es sind zwei Sitze zu besetzen. Innerhalb 

der Frist geht nun ein Wahlvorschlag ein. Die vorgeschlagene Person wird als gewählt 

erklärt. Man kann den ersten Wahlgang damit als abgeschlossen erklären und einen 

zweiten Wahlgang für nur noch einen Sitz oder den ersten Wahlgang für die Urnenwahl 
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durchführen und erklären, dass in diesem ersten Wahlgang nur noch eine Person ge-

wählt werden könne, weil die andere Person still gewählt wurde. Aus noch besseren 

Gründen könnte man aber auch auf die Mustergemeindeordnung für Schulgemeinden 

abstellen, welche durch den Grundsatz beherrscht wird: entweder stille Wahl oder Volks-

wahl für alle zu besetzenden Sitze. Wenn gleichviele Personen vorgeschlagen werden, 

wie Sitze zu besetzen sind, kommt es zu einer stillen Wahl, und eine Urnenwahl ist obso-

let. Wenn aber weniger Wahlvorschläge eingereicht werden, als Sitze zu besetzen sind, 

scheitert die stille Wahl, und es kommt zu einer Volkswahl für beide Sitze. Dieses Sys-

tem führt nicht zu einer Vermischung der beiden Wahlprozedere, der stillen Wahl und der 

Urnenwahl, und es kann ebenso überzeugend vertreten werden. Wie erwähnt würde es 

dem Konzept des kantonalen Gesetzes widersprechen, wenn der Kanton hier legiferie-

ren würde. Diese Frage soll, wenn eine stille Wahl gewünscht ist, in der Verfassung der 

entsprechenden Gemeinde geregelt werden. Der Kanton soll nicht mit dispositivem 

Recht in die Kompetenz der Gemeinde eingreifen. Die FDP-Fraktion ist einstimmig der 

Auffassung, der Parlamentarischen Initiative die vorläufige Unterstützung zu versagen." 

 

Feuz, CVP/EVP: Die CVP/EVP-Fraktion dankt dem Regierungsrat für seine schlüssige 

Beantwortung der Parlamentarischen Initiative. Ob das durch den Initianten verwendete 

Instrument das richtige ist, wird auch aus unserer Sicht zumindest in Frage gestellt. Die 

CVP/EVP-Fraktion sieht es jedoch ähnlich wie der Initiant. Diese Ergänzung ist nicht nur 

nicht unbedingt notwendig, sondern sie kann ohne Risiko eines zukünftigen staatspoliti-

schen Schadens unterlassen werden. § 44 des Gesetzes über das Stimm- und Wahl-

recht ist klar formuliert und ermöglicht es den Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinde in 

jedem Fall, die stille Wahl in der Gemeindeordnung zu regeln. Selbst wenn nicht jeder 

Spezialfall geregelt sein sollte, gehen wir davon aus, dass die Gemeindebehörde unter 

Wahrung aller demokratischen Rechte eine saubere und legitime Wahl aller Gemeinde-

gremien durchführen wird, ob still oder weniger still. Daher verweigert die grosse Mehr-

heit der CVP/EVP-Fraktion der Parlamentarischen Initiative die vorläufige Unterstützung. 

 

Wiesmann Schätzle, SP: Die SP-Fraktion dankt dem Regierungsrat für die Beantwor-

tung der Parlamentarischen Initiative. Der Initiant beantragt, das Gesetz über das Stimm- 

und Wahlrecht zu ergänzen. Die Ergänzung sei nur marginal und ein Vernehmlassungs-

verfahren unnötig. Ich neige dazu, dem Regierungsrat recht zu geben. Die kontroverse 

Beurteilung in der Vergangenheit zeigt, dass doch nicht alles so klar und marginal ist. Ein 

Verzicht auf eine Vernehmlassung scheint nicht angezeigt, falls das Gesetz überhaupt 

die richtige Stufe ist. Der gewählte Weg kann durch die SP-Fraktion nicht unterstützt 

werden. 

 

Madörin, EDU: Da es sich bei der vorliegenden Parlamentarischen Initiative um eine 

Regelung für einen Spezialfall handelt, der nur sehr selten eintritt und prinzipiell geregelt 
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ist, sieht die EDU-Fraktion keinen Handlungsbedarf, das Gesetz zu ändern. Zudem ist es 

uns wichtig, dass der "Verband Thurgauer Gemeinden" und der "Verband Thurgauer 

Schulgemeinden", welche direkt betroffen sind, Stellung nehmen können. Die EDU-Frak-

tion teilt die Ansicht des Regierungsrates, dass die Parlamentarische Initiative nicht das 

richtige Instrument ist, um das Anliegen des Initianten zu behandeln. Wir unterstützen 

die Parlamentarische Initiative nicht. 

 

Bétrisey, GP: Wir danken dem Regierungsrat für die kritische Stellungnahme zur Parla-

mentarischen Initiative, welche das Gesetz über das Stimm- und Wahlrecht ohne Ver-

nehmlassung bei den Gemeinden ändern will. Die Grünen stehen der stillen Wahl grund-

sätzlich mit Skepsis gegenüber, da die demokratische Legitimation fraglich ist. Die Be-

kanntgabe einer stillen Wahl erfolgt oftmals gleichzeitig mit der Begründung, dass nur ein 

Vorschlag eingegangen sei. Dass nun aber bei mehreren Vakanzen bereits eine Person 

mit stiller Wahl gewählt und weitere Besetzungen mit offener Wahl erfolgen sollen, ver-

mischt beide Wahlverfahren. Unseres Erachtens ist dies problematisch. Die Grünen fol-

gen der Argumentation des Regierungsrates, und wir unterstützen die Parlamentarische 

Initiative nicht. 

 

Stuber, SVP: Namens der einstimmigen SVP-Fraktion empfehle ich, der Stellungnahme 

des Regierungsrates zu folgen und die Parlamentarische Initiative nicht zu unterstützen. 

Die stille Wahl hat sich in jenen Gemeinden bewährt, die sie durchführen. Die Gemein-

den sind dazu verpflichtet, die Ausführungsbestimmungen selbst zu regeln. Dies ist im 

Falle der Gemeinde Ermatingen in der Gemeindeordnung geregelt. Das System hat sich 

dort bewährt. Es ist ein sinnvoller Beitrag zur Gemeindeautonomie und soll so bleiben. 

 

Regierungsrat Schönholzer: Ich danke dem Initianten für die Schilderung des konkreten 

Falls in der Schulgemeinde Romanshorn. Wie er selbst ausführt, handelt es sich hier um 

einen Spezialfall, den die Gemeinden in ihrer Gemeindeordnung bereits regeln können. 

Einige Gemeinden machen in genügender Form davon Gebrauch. Deshalb bin ich froh, 

dass der Initiant die Haltung des Regierungsrates grundsätzlich teilt, den Spezialfall nicht 

im kantonalen Gesetz zu regeln. Bei einer Änderung des Gesetzes bräuchte es auf je-

den Fall eine Vernehmlassung. Bei der Erarbeitung des Gesetzes wurde der Punkt der 

stillen Wahl in der vorberatenden Kommission sehr kontrovers diskutiert. Der Regie-

rungsrat empfiehlt dem Grossen Rat, der Parlamentarischen Initiative die vorläufige Un-

terstützung nicht zu gewähren. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

Abstimmung: Der Rat beschliesst mit grosser Mehrheit, der Parlamentarischen Initiative 

die vorläufige Unterstützung nicht zu gewähren. 
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2. Antrag gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen Rates von Josef 

Gemperle, Franz Eugster und Kilian Imhof vom 24. Oktober 2018 "Konzept zum 

Umgang mit Wasserknappheit, Trockenheit, zu den entsprechenden Konflikten 

und Versorgungsproblemen, sowie mögliche Lösungsansätze und Finanzie-

rungsmodelle" (16/AN 11/283) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Ich eröffne die Diskussi-

on. Das Wort haben zuerst die Antragsteller. 

 

Diskussion 

 

Gemperle, CVP/EVP: Der Regierungsrat macht eine umfassende Auslegeordnung. Er 

bestätigt damit zumindest im Grundsatz die Richtigkeit unseres Antrages. Mit der Erar-

beitung einer Brauchwasserversorgungsplanung nimmt der Regierungsrat unser Anlie-

gen in einem wichtigen Teilbereich auf. Das ist der erfreuliche Teil der Beantwortung. 

Dafür danke ich dem Regierungsrat auch namens der Antragsteller. Unseres Erachtens 

ist der Antrag unbedingt vollständig erheblich zu erklären. Ich begründe dies wie folgt: 

Der Klimawandel verursacht bei den Themen rund um die Versorgung der Thurgauer 

Bevölkerung und der Vieh- und Pflanzenbestände mit Trink-, Lösch- und Brauchwasser 

neuen Handlungsbedarf. Niemand wird dies ernsthaft bestreiten wollen. Auch der Regie-

rungsrat sieht den Handlungsbedarf und die Notwendigkeit grundlegender Abklärungen. 

Er hat dies in der Beantwortung verschiedener Vorstösse und mit Zitaten in der Beant-

wortung unseres Vorstosses kundgetan. § 82 der Verfassung des Kantons Thurgau ist 

dem Wasser gewidmet. Früher war Wasser wohl einfach vorhanden. Es bestanden 

kaum Risiken. Das hat sich aber gründlich geändert. Wir wissen es, und wir sehen es 

täglich. Die Risiken werden immer grösser. Ein Beispiel aus dem Thurgau: Der Transport 

von gefährlichen Gütern mit der Bahn durch Schutzzonen. Sind überall Ringleitungen 

vorhanden, wie sie der Regierungsrat erwähnt? Nein. Wir haben festgestellt, dass sie es 

nicht sind. Millionen Menschen trinken Wasser aus dem Bodensee. Gott sei Dank haben 

wir diesen wunderbaren Wasserspeicher. Wie steht es um das Risiko? Was wäre im 

schlimmsten Fall, wenn …? Beim Blick auf die internationale Ebene im neusten Bevölke-

rungsbericht der Vereinigten Nationen bin ich erschrocken. Die Zahl der Menschen auf 

der Welt wächst und wächst; wir sprechen von 7,7 Milliarden. In 30 Jahren werden es 

zwei Milliarden Menschen mehr sein. Im Jahr 2100 werden es bereits elf Milliarden Men-

schen sein. Auch zum Klima wurde in den letzten Tagen ein neuer Bericht des Welt-

klimarates veröffentlicht. Dieser zeigt auf, dass Gletscher schmelzen, Eisschilde schwin-

den und der Meeresspiegel steigt, und zwar viel schneller als bisher erwartet. Das Klima 

verändert sich weiterhin sehr rasch. Schon jetzt hat dies massive Auswirkungen auf das 
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Leben auf der Erde. Die Gebirge sind die Wassertürme der Menschheit. Ob in Asien, Eu-

ropa, Südamerika oder Nordamerika; die Gletscher schrumpfen, Schneedecken schmel-

zen, neuer Schnee bleibt immer häufiger aus. Dies führt dazu, dass Frischwasser knapp 

wird oder noch schneller knapp werden wird. Betroffen sind Gebirge wie der Himalaya, 

aber auch die Alpen oder die Anden. Der Gletscherschwund bei uns ist bekannt. Ge-

mäss der Einschätzung der Sonderberichtsautoren könnten beispielsweise zwei Drittel 

der Hindukusch-Gletscher bis Ende dieses Jahrhunderts verschwunden sein. Die mögli-

chen Konsequenzen sind eigentlich gar nicht abschätzbar. Es sind Millionen Menschen, 

denen das Trinkwasser ausgehen wird. Alleine der Hindukusch-Gletscher ist für 240 Mil-

lionen Menschen die Wasserquelle. Er ist auch für die zwei grössten Flüsse, den Gan-

ges und den Jangtsekiang, die Wasserquelle. Diese versorgen zwei Milliarden Men-

schen mit Wasser, und sie sind extrem verschmutzt. Wer glaubt daran, dass wir im 

Thurgau trotz dramatischen Veränderungen in den letzten Jahren wirklich keinen Hand-

lungsbedarf haben? Ich jedenfalls nicht. Ich hoffe, dass auch die Mitglieder des Grossen 

Rates nicht daran glauben. Denn mit den geschilderten Veränderungen besteht bereits 

heute eine ganz andere Ausgangslage als noch vor wenigen Jahren. Auch wenn die 

Gemeinden gefordert sind, ist hier trotzdem der Kanton ganz klar in der Pflicht. Andere 

Kantone gehen ebenfalls grundsätzlich an die Arbeit. Dies konnte in den letzten Wochen 

in den Medien verfolgt werden. Man muss sich zu Beginn einen guten und umfassenden 

Überblick verschaffen. Dabei spielt es keine Rolle, ob dieses oder jenes bereits geklärt 

wurde. Es kann in das Konzept einfliessen. Aufgrund der Auslegeordnung wird ersicht-

lich, welche Massnahmen noch nötig sind, und wann, wo und wie sie umgesetzt werden 

müssen, damit unsere Thurgauerinnen und Thurgauer über gutes und genügend Trink-

wasser verfügen. Es braucht einen Aufruf und ein intelligentes und vernetztes Handeln 

innerhalb der parlamentarischen Kontrolle sowie ein parlamentarisches Zeitfenster über 

alle Regionen hinweg. Namens der Antragsteller und im Interesse der Thurgauer Bevöl-

kerung bitte ich die Ratsmitglieder, den Antrag erheblich zu erklären. 

 

Schenk, EDU: Die EDU-Fraktion dankt den Antragstellern für den Vorstoss und dem 

Regierungsrat für die umfassende und pragmatische Beantwortung. Wasser bildet die 

Grundlage allen Lebens. Es ist somit das Lebensmittel Nummer 1. Gott sei Dank haben 

wir über den Kanton gesehen genug Wasser. Dafür sind wir sehr dankbar. Allerdings ist 

es manchmal nicht am richtigen Ort. Das lässt sich aber ändern, wenn man will. Der 

Trinkwasserverlust und die nicht messbaren Wasserbezüge im Thurgauer Leitungsnetz 

liegen bei etwa 13%. Bei einer jährlichen Trinkwassergewinnung von 33 Millionen ist dies 

ein Verlust von 4,3 Millionen Kubikmetern. Das entspricht dem Volumen des Hüttwiler-, 

Nussbaumer- und Hasensees zusammen, und zwar jährlich wiederkehrend. Dieser Ver-

lust könnte zu einem grossen Teil eliminiert werden. Die säumigen Wasserversorgun-

gen, welche ihre maroden Leitungsnetze nicht sanieren und diese als unterirdische 

Sprinkleranlagen betreiben, könnten also einen wesentlichen Beitrag zum Thema leisten. 
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Jeder Raucher, der täglich seine Kippen draussen wegwirft, verwandelt mit einer einzi-

gen Kippe 40 Liter unseres Grundwassers in Gülle. Das ist belegt. Alleine entlang unse-

rer Thurgauer Strassen liegen Hunderttausende Kippen. Ich weiss wovon ich spreche. 

Ich begegne ihnen seit drei Wochen anlässlich meines Wahlkampfs täglich in grausigem 

Ausmass. Ich habe noch nie Raucher und Nichtgründenkende beobachtet, dass sie ihre 

unterwegs produzierten Kippen einstecken. Tendenziell werfen Raucher ihre Kippen 

weg. Aktuell wird die Landwirtschaft bezüglich der Grundwasserverschmutzung gnaden-

los an den Pranger gestellt. Ich bin davon überzeugt, dass die millionenfach weggewor-

fenen Kippen, und dies multipliziert mit je 40 Litern "Bschütti", in unserem Land eine im-

mense Grundwasserverschmutzung darstellen. Die hinzukommende Luftverpestung und 

die Krankheitskostenfolge blende ich hier aus. Kann es sein, dass zu viele Umweltretter 

nikotinsüchtig sind und deshalb die mitverschuldete katastrophale Gewässerverschmut-

zung ausblenden, weil sie diesbezüglich ehrlich werden müssten? Würden keine Kippen 

weggeworfen, hätten wir viel mehr sauberes Grundwasser. Weg von der grausigen Niko-

tinsuppe, wieder hin zu sauberem Trinkwasser: 40% unseres Trinkwassers entnehmen 

wir dem Bodensee. Dort haust seit jüngster Zeit die invasive Quagga-Muschel. Sie be-

siedelt die Wasserentnahmerohre und Seiher. Wenn diese erst einmal durch den extrem 

rasch wachsenden Muschelbefall zugekrustet sind, haben wir definitiv Wasserknappheit. 

Die "Regio Energie" hat mir bestätigt, dass die Quagga-Muschel bei deren Fassungs-

leitungen bereits eine Leistungseinbusse von 10% verursacht hat. Da bahnt sich ein 

Problem an. Diesbezüglich gilt es seitens der kantonalen Stellen, sofort und nicht erst 

dann zu handeln, wenn die Rohre zu sind. Die Planung einer konkreten Brauchwasser-

versorgung und deren rasche Umsetzung, wie sie der Regierungsrat vorschlägt, unter-

stützen wir sehr. Damit würde das Trinkwasser aufgewertet und mengenmässig ge-

schont. Parallel dazu könnte der Trinkwasserpreis moderat erhöht werden. Dies würde 

Anreize in die richtige Richtung geben. Das Anliegen der Antragsteller ist ehrenwert. Wir 

sind jedoch der Meinung, dass diesbezüglich schon genug geschrieben wurde. Nun ist 

Handeln angesagt. Die EDU-Fraktion ist einstimmig für Nichterheblicherklärung. 

 

Vetterli, SVP: Ein Namensvetter des Antragstellers hat vor etwa 3'000 Jahren mit einem 

sensationellen Konzept eine grosse Hungersnot in Ägypten verhindert, sodass sieben 

Dürrejahre überstanden werden konnten. Dies hat ihn auf den zweithöchsten Posten im 

Land gehievt. Damit ist die Perspektive des Antragstellers zu sehen. Die SVP-Fraktion 

hat sich leider unzureichend mit dem Antrag auseinandergesetzt. Denn wir haben die 

Auswirkungen und die möglichen Massnahmen des Konzepts auf die Gletscherschmelze 

im Hindukusch nicht diskutiert. Sollte der Antrag erheblich erklärt werden, werden wir 

dies selbstverständlich nachholen. Der Klimawandel ist speziell für die Bauern eine Tat-

sache. Betrachtet man die Hitzesommer der letzten 100 Jahre, gab es 1947, 1976, 1983 

und in immer kürzeren Abständen so genannte Hitzesommer, welche die Wasserversor-

gung im Kanton, egal, ob Trink- oder Brauchwasser, an ihre Grenzen brachte. Der 
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Sommer 1976 war der Auslöser, dass mein Vater das erste grössere Projekt, nämlich 

drei Pumpen am Rhein für die Wasserversorgung unserer Felder, in unserer Gegend re-

alisierte. Wir haben uns intensiv damit auseinandergesetzt, ob der Regierungsrat und 

speziell das Departement für Bau und Umwelt die Veränderungen ernst nehmen. Wur-

den Massnahmen eingeleitet? 2011 wurde der Auftrag an das Amt für Umwelt erteilt, die 

Anpassung an die Klimaveränderung im Thurgau vorzunehmen. Das Amt für Umwelt hat 

den Auftrag ernst genommen. Die Massnahmen wurden 2018 einem eigentlichen Härte-

test unterzogen. Für die Wasserversorgung wurde eine "Task Force" eingesetzt. Diese 

prüfte wöchentlich, wo es für die landwirtschaftlichen Kulturen noch Wasser gab. 2015 

wurde eine Planung zur Trinkwasserversorgung im Thurgau erarbeitet. Kantonsrat Peter 

Schenk hat eindrücklich ausgeführt, wie das Trinkwasser von verschiedener Seite unter 

Druck steht. Es gibt Wasserfassungen, welche seit längerer Zeit nicht mehr genutzt wer-

den können. Es braucht eine Vernetzung der Systeme, um in jeder Situation und Tro-

ckenzeit sicherstellen zu können, dass das Trinkwasser für unsere Bevölkerung und für 

die Nutztiere zur Verfügung steht. Dieses Konzept hat wie erwähnt 2018 standgehalten. 

Es hat allerdings Lücken aufgezeigt, die mit neuen Projekten geschlossen werden konn-

ten. Das Jahr 2018 hat aber auch aufgezeigt, dass im Bereich des Brauchwassers noch 

Handlungsbedarf für die Bewässerung besteht. Das Amt für Umwelt hat relativ rasch re-

agiert. Im September fand in der Forschungsanstalt für Agrarwirtschaft und Landtechnik 

Tänikon ein Hearing mit etwa 40 Beteiligten aus Obst- und Gemüseanbau, der Landwirt-

schaft sowie Vertretern des Amtes für Umwelt statt. Man hat geprüft, wo etwas unter-

nommen werden muss. Man hat sich auch gefragt, ob beispielsweise der Hüttwilersee im 

Seebachtal aufgestaut werden könnte. Im Thurgau erleben wir, dass unsere Ämter mit 

genossenschaftlichen Projekten für Bewässerungswasser grosszügig umgehen. Wir sind 

auf einem guten Weg. Es gibt einen Auftrag, hier wirklich vorwärts zu machen. Gemäss 

der Gesamtbeurteilung der SVP-Fraktion kann der Regierungsrätin der CVP ein Kranz 

gewunden werden. Sie hat viel bewegt, und ihr Amt macht einen guten Job. Wir sind 

aber zum Schluss gekommen, dass der Antrag nicht zu einer Verbesserung der Situation 

beitragen würde. Im letzten Sommer habe ich einen Liter Wasser an den Rhein getragen 

und vorsichtig hineingegossen. Meines Erachtens würde dies die Versorgungslage in ei-

nem Trockensommer, wie wir ihn 2018 erlebt haben, nicht wesentlich verbessern. 

 

Opprecht, FDP: Die FDP-Fraktion dankt dem Regierungsrat herzlich für die umfassende 

Beantwortung. In der Tat wirft der Antrag im Zusammenhang mit Wasserknappheit und 

Trockenheit berechtigte Fragen auf; dies im Kontext des äusserst trockenen und warmen 

Sommers 2018, aber auch der sehr heissen Tage in diesem Sommer. Die Auflistung und 

Umschreibung vorhandener Berichte, Erkenntnisse und bestehender Planungen in der 

Beantwortung zeigt, dass der Kanton die Zeichen der Zeit schon früh erkannte. Wie die 

Beantwortung illustriert, gibt es mit dem Bericht "Anpassungen an die Klimaveränderun-

gen im Kanton Thurgau", der Massnahmenplanung "Trinkwasserversorgungsplanung in 
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Notlagen" sowie "Koordinierte Trinkwasserversorgungsplanung von regionaler und über-

regionaler Bedeutung" verschiedene umfassende Abklärungen, eindeutige Erkenntnisse, 

aber auch vorgeschlagene Massnahmen. Viele der in den verschiedenen Berichten vor-

geschlagenen Massnahmen sind prüfenswert. Es ist wichtig, dass die zuständigen Ämter 

jetzt die vorgeschlagenen Massnahmen weiterverfolgen und Lösungsansätze für die 

Wasserversorgungen und die Landwirtschaft ausarbeiten. Für die FDP-Fraktion ist die 

Haltung des Regierungsrates nachvollziehbar, dass ein mit dem Antrag gefordertes zu-

sätzliches Konzept nicht notwendig ist. Unsere Fraktion unterstützt grundsätzlich die An-

sicht des Regierungsrates, einen Vorschlag für eine kantonale Brauchwasserversor-

gungsplanung ausarbeiten zu lassen. Es ist auch wichtig, dass der geplante und kom-

munizierte Umsetzungshorizont der einzelnen definierten Handlungsfelder der koordi-

nierten Trinkwasserversorgungsplanung mit den in den Ämtern vorhandenen Ressour-

cen eingehalten wird. Der Regierungsrat äussert sich in der Beantwortung nicht zu mög-

lichen Finanzierungsvorschlägen zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit 

Trinkwasser. In der späteren Beantwortung der Einfachen Anfrage zur koordinierten 

Trinkwasserversorgungsplanung verweist der Regierungsrat im Bereich der Finanzie-

rung auf die bestehenden gesetzlichen Grundlagen, und er sieht keine weiteren Möglich-

keiten für eine finanzielle Unterstützung. Allerdings wurde diese durch das zuständige 

Departement noch nie voll ausgenutzt. Das muss man auch sagen. § 13 der Verordnung 

des Regierungsrates über die Beiträge an den Brandschutz und die Feuerwehren würde 

auf jeden Fall höhere Subventionen zulassen. Wenn der Regierungsrat diesen Paragra-

phen in Zukunft nicht ändert, müssen für Projekte mit regionaler und kantonaler Bedeu-

tung auch nicht die Erlöse aus der Zeichnung von Partizipationsscheinen der Thurgauer 

Kantonalbank angezapft werden. Wenn der Regierungsrat die Wasserversorgungen mit 

Bedarf für eine Vernetzung motivieren möchte, notwendige Verbünde mit Nachbarver-

sorgungen voranzutreiben, ist auch eine verstärkte Sensibilisierung und Information der 

betroffenen Wasserversorgungen durch den Kanton notwendig. Bei kleinen und mittleren 

Wasserversorgungen sind für solche langfristigen strategischen Überlegungen häufig eh-

renamtliche oder halbehrenamtliche Betriebskommissionsmitglieder und Gemeinderäte 

mit begrenzten Zeitressourcen zuständig, die im Durchschnitt nach zwei bis drei Amtspe-

rioden wieder zurücktreten. Solches Wissen muss aber über Jahre erarbeitet werden. 

Bei einem Rücktritt geht jeweils viel Wissen verloren, bevor die Strategie umgesetzt ist. 

Zusammenfassend wird die grosse Mehrheit der FDP-Fraktion den Antrag nicht erheb-

lich erklären. Wir wünschen uns aber, dass die durch den Kanton beeinflussbaren Mass-

nahmen zur Vermeidung zukünftiger Wasserknappheit aufgrund der vorhandenen Vor-

arbeiten in enger und partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Wasserversorgungen 

durch den Kanton und mit den vorhandenen Ressourcen koordiniert und zeitnahe ange-

gangen werden. 
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Franz Eugster, CVP/EVP: Ich spreche namens der CVP/EVP-Faktion und danke dem 

Regierungsrat für die Beantwortung unseres Antrags. Unsere Grosseltern bauten mit 

Weitsicht und viel Fleiss eine noch heute sehr gut funktionierende Trinkwasserversor-

gung auf. Unser Umgang mit Trink- und Brauchwasser hat sich aber verändert. Deshalb 

ist es notwendig, dass wir uns grundlegende Gedanken zum Umgang mit unserem wich-

tigsten Lebensmittel, dem Wasser, machen. Soweit ich es aus seiner Beantwortung her-

auslesen kann, ist auch der Regierungsrat dieser Meinung. Er schreibt, dass im Bereich 

des Trinkwassers erste Massnahmen angedacht seien. Im grossen Teil der Beantwor-

tung erkenne ich, dass auch der Regierungsrat das Thema als wichtig einstuft. Das ist 

zwar schön und gut, aber es reicht uns noch nicht. Wenn sich das Amt für Umwelt be-

reits mit dem Thema auseinandersetzt, frage ich mich, was gegen ein ganzheitliches 

Konzept spricht. Was spricht dagegen, dass dieser Rat die Möglichkeit einer Diskussion 

über die angedachten Massnahmen erhält? Damit wir nämlich darüber diskutieren kön-

nen, bedarf es eines Auftrages des Parlamentes. Es ist eine Tatsache, dass sich die 

Niederschlagsverteilung verändert hat. Noch steht uns immer genügend Wasser in super 

Qualität zur Verfügung. Zum Glück, denn darum können wir jetzt noch agieren. Wenn wir 

es aber verschlafen, rechtzeitig für die Zukunft zu planen, bleibt uns irgendwann nur das 

Reagieren. Damit wären wir in unserem Handlungsspielraum bereits eingeschränkt. Kan-

tonsrat Peter Schenk hat gesagt, dass wir handeln sollten. Genau das wollen wir. Des-

halb braucht es zuerst ein Konzept. Es besteht Handlungsbedarf. Wir rühmen uns gerne 

damit, ein Leuchtturm des Fortschritts zu sein. Die ablehnende Haltung des Regierungs-

rates signalisiert der Bevölkerung aber eher ein Flämmchen der Passivität. Die Sicher-

heit der Wasserversorgung geht uns alle an. Uns liegt es am Herzen, dass dieses The-

ma nicht einfach als grüne, wenig ergiebige Diskussion abgetan wird. Ich wünsche mir, 

dass wir uns unserer Verantwortung stellen und heute zukunftsorientiert handeln. Die 

Erheblicherklärung des Antrags ist der erste Schritt dazu. Die CVP/EVP-Faktion ist ein-

stimmig für Erheblicherklärung. Wir danken Ihnen für die Unterstützung unseres Antrags. 

 

Leuthold, GLP/BDP: Ich spreche im Namen der GLP/BDP-Fraktion. Die Antragsteller 

verlangen ein Konzept zum Umgang mit Wasserknappheit, Trockenheit, zu den entspre-

chenden Konflikten und Versorgungsproblemen, sowie mögliche Lösungsansätze und 

Finanzierungsmodelle. Wir nehmen das Thema sehr ernst. Unseres Erachtens ist es 

äusserst deplatziert, wenn sich Ratskollegen über die Antragsteller lächerlich machen. 

Aus Sicht unserer Fraktion hat der Regierungsrat schlüssige und befriedigende Antwor-

ten geliefert. Wir sind der Ansicht, dass die zuständigen Ämter die Problematik einer zu-

verlässigen Brauchwasserversorgung bei langen Trockenperioden erkannt haben. In den 

letzten Jahren wurden zu diesem Thema offenbar zahlreiche Berichte erstellt, Projekte 

lanciert und Erfahrungen gesammelt. Unter anderem liegt seit Mitte März 2019 ein Be-

richt des Amtes für Umwelt für eine "Koordinierte Trinkwasserversorgungsplanung von 

regionaler und überregionaler Bedeutung" mit 18 konkreten Massnahmen vor. Der Re-



 Protokoll des Grossen Rates vom 30. September 2019 

 59/15 

gierungsrat bietet gemäss seiner Beantwortung an, im Laufe des nächsten Jahres einen 

Grundlagenbericht mit Vorschlag für das weitere Vorgehen zur Erarbeitung einer kanto-

nalen Brauchwasserversorgungsplanung zu erstellen. Unseres Erachtens wäre ein sol-

cher Grundlagenbericht mit dem geforderten Konzept der Antragsteller gleichwertig. Un-

ter der Prämisse, dass der Regierungsrat sein Versprechen einhält und im Jahr 2020 

dem Grossen Rat den Bericht vorlegt, hat die GLP/BDP-Fraktion einstimmig beschlos-

sen, den vorliegenden Antrag nicht erheblich zu erklären. Die Antragsteller regen in ih-

rem Vorstoss an, einen Teil des Erlöses aus der Zeichnung der Partizipationsscheine der 

Thurgauer Kantonalbank für Massnahmen zur Eindämmung der Wasserknappheit zu 

verwenden. Die GLP/BDP-Fraktion unterstützt diese Idee grundsätzlich. Allerdings wür-

den wir zunächst gerne wissen, für welche weiteren Projekte der Regierungsrat die 

Summe von 127,2 Millionen Franken auszugeben gedenkt. Vielleicht ist in diesem Zu-

sammenhang ein Konzept bereits in Vorbereitung. 

 

Dätwyler Weber, SP: Ich lese das Votum meiner Fraktionskollegin, Kantonsrätin Barba-

ra Müller vor: "In der Einleitung der Beantwortung wird nachvollziehbar dargestellt, zu 

welchen Problemen der Hitzesommer 2018 im Kanton Thurgau geführt hat. Aufgrund der 

wohl kaum noch zu leugnenden Klimaveränderung scheint es angebracht, ein Konzept 

zu entwickeln, wie in extremen Situationen vorzugehen ist. Hierbei spielt es keine Rolle, 

ob eine Klimaveränderung von Menschen ausgelöst wurde oder auf natürliche Schwan-

kungen, beispielsweise der Erdparameter, zurückzuführen ist. In der geologischen Ver-

gangenheit sind Änderungen der Erdparameter wohlbekannt. In Punkt 2 der Beantwor-

tung des Regierungsrates wird zutreffend erklärt, dass mit längeren Trockenperioden ge-

rechnet werden muss. Wie in der Beantwortung ausgeführt wird, existieren mehrere Be-

richte und Projektergebnisse zu ähnlichen Fragestellungen. Auffallend ist hierbei jedoch, 

dass die vielen einzelnen Teile den Anschein einer Verzettelung hinterlassen. Die Tabel-

len auf den Seiten 3 und 4 illustrieren dies vortrefflich. In Punkt 3.2 ist wiederum von 

Versorgungsplanung im Bereich Trinkwasser die Rede. Im Antrag wird jedoch klar darauf 

hingewiesen, dass auch Brauch- und Löschwasser eine zentrale Rolle spielen. In Ab-

schnitt II. wird es dann auf den Punkt gebracht. Dort heisst es: "Die Stossrichtung des 

geforderten Konzepts deckt sich mit den bereits vorgesehenen Massnahmen, die aus 

den Berichten, Projekten und Erfahrungen der letzten Jahre hervorgegangen sind." Es 

wäre wahrlich angebracht, diese Berichte, Projekte und Erfahrungen hinsichtlich des 

Trinkwassers, des Brauch- und Löschwassers komprimiert zusammenzufassen und 

Massnahmen übersichtlich und anwendergerecht darzustellen. Aus diesem Grund bitten 

wir Sie, den Antrag erheblich zu erklären." 

 

Mathis Müller, GP: Wir danken dem Regierungsrat für die ausführliche Beantwortung 

des Antrags. Der Klimawandel findet statt. Alleine drei der fünf extremen Trockensom-

mer seit 1960 sind in diesem Jahrzehnt zu verzeichnen, nämlich 2011, 2015 und 2018. 
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Im Thurgau waren Engpässe in der Wassernutzung vor allem in der Landwirtschaft vor-

handen. Ausserdem führte die Wasserknappheit in diesen Jahren in den Fliessgewäs-

sern und kleinen Stillgewässern zu Extremsituationen für Fische und andere Wasser-

lebewesen. In der Beantwortung stellt der Regierungsrat die Ausgangslage bezüglich 

Trockenheit und Wasserknappheit dar, und er geht auf bestehende Berichte zum Thema 

ein, welche einen Handlungsbedarf im Thurgau ausweisen. So werden im Bericht "Koor-

dinierte Trinkwasserversorgungsplanung von regionaler und überregionaler Bedeutung" 

von 2018 die kantonale Strategie und 18 Massnahmen in sechs Handlungsfeldern aufge-

führt. Mit der Umsetzung dieser Massnahmen soll die langfristige Versorgung der Bevöl-

kerung, der Nutztiere und der Wirtschaft mit genügend einwandfreiem Trinkwasser opti-

miert und sichergestellt werden. Die Bewässerung landwirtschaftlicher Kulturen bleibt 

aber ausdrücklich ausgenommen. Dank des Bodensees und des Grundwasservorkom-

mens ist im Thurgau Trinkwasser auch während länger andauernden Notlagen ausrei-

chend vorhanden. Vorab ist aber eine konkrete Brauchwasserversorgungsplanung des 

landwirtschaftlichen Bedarfs notwendig, da die landwirtschaftliche Bewässerung aus 

dem Trinkwassernetz nicht möglich ist. Gemäss der Beantwortung des Regierungsrates 

entspricht die Stossrichtung der weiteren Arbeiten des Kantons und insbesondere die 

vorgeschlagenen Massnahmen zur Regulation oder Mitbenutzung der Wasserversor-

gungssysteme der Gemeinden dem vorliegenden Antrag. Das beantragte Konzept zum 

Umgang mit Wasserknappheit sowie die Erarbeitung der Grundlagen bei Wasserknapp-

heit durch den Regierungsrat haben beide die Symptombekämpfung zum Thema. Sie 

packen das Problem jedoch nicht an den Wurzeln an. Die Thurgauer Landwirtschaft darf 

als sehr intensiv bezeichnet werden. Gemäss dem Bundesamt für Statistik vom Mai 

2019 gehört der Thurgau zu den Regionen mit den meisten Grossvieheinheiten pro Flä-

che. Einzelne Bezirke weisen mit 2,3 Grossvieheinheiten pro Hektare im Vergleich mit 

der Schweiz fast die doppelte Anzahl aus. Kraftfutter, zu einem grossen Teil importiert 

und auf gerodeten Tropenwälder-Flächen gewachsen, ist für die Ernährung vieler Nutz-

tiere notwendig. Dies ist nur ein Aspekt der intensiven Landwirtschaft, zeigt aber das 

grosse Dilemma, welches in der modernen Landwirtschaft steckt. Eine natur- und klima-

verträgliche Landwirtschaft senkt die Erträge etwas. Deshalb müssten in einem Grundla-

genbericht nicht nur die Landwirtschaft  - Stichwort: "grosse Anzahl Nutztiere" -  sondern 

auch unser Konsumverhalten thematisiert werden. Weitere Stichworte sind unter ande-

rem "der hohe Fleischkonsum" oder "Food Waste". Die zukünftige Ausrichtung der 

Landwirtschaft müsste im Zusammenhang mit dem Klimawandel und mit immer häufiger 

werdenden Dürreperioden diskutiert werden, denn die intensive Bewirtschaftung fordert 

mehr Wasser als eine nachhaltige Landwirtschaft. Trotz des Projektauftrags des Regie-

rungsrates für eine Brauchwasserversorgungsplanung an das Amt für Umwelt sowie an 

das Landwirtschaftsamt gelangen wir zum Schluss, dass eine Synthese inklusive Finan-

zierungsmodell, wie es der Antrag verlangt, notwendig ist. Das ganzheitliche Konzept 

soll auch die zukünftige Ausrichtung der Landwirtschaft im Klimawandel thematisieren. 
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Die Grüne Fraktion ist deshalb einstimmig für Erheblicherklärung des Antrags. 

 

Imhof, CVP/EVP: Die Schweiz verfügt über keine Bodenschätze. Als Wasserschloss 

verfügt unser Land aber über grosse Wasserressourcen, denen wir Sorge tragen müs-

sen. Was wir ansatzweise bereits mitbekommen haben, wird sich mit der Klimaverände-

rung noch verstärken. Die Wassermenge wird sich saisonal anders verteilen, Hochwas-

ser und Trockenheit werden zunehmen. Diesem Umstand müssen wir auch im Thurgau 

Rechnung tragen und die nötigen Vorkehrungen treffen. Mit unserem Antrag wollen wir 

den Regierungsrat beauftragen, mit einem Konzept zur Wasserversorgung auf die zu 

erwartenden Extremereignisse vorbereitet zu sein. Regen und Schnee sind die Haupt-

quellen für das Wasser, welches in Schweizer Seen, Flüssen und im Grundwasser 

fliesst. Das Wasserangebot wird sich bis ins Jahr 2100 zwar nur wenig ändern. Die Nie-

derschläge werden sich aber anders über das Jahr verteilen. Die in den Alpen gespei-

cherten Schnee- und Eismassen werden stark abnehmen. Dadurch verändern sich die 

Wassermengen in den Fliessgewässern, und es wird vermehrt zu Hoch- und Niedrig-

wasser kommen. Die vorgestellten Informationen sind dem Regierungsrat und den zu-

ständigen Stellen in unserem Kanton bekannt und wie ich erfreut feststelle, auch dem 

grössten Teil hier im Rat bewusst. Wichtige Planungen wurden diskutiert, Konzepte be-

schlossen, und die Massnahmen werden teilweise bereits umgesetzt. Beim Trinkwasser 

sind die nötigen Vorkehrungen getroffen worden, und das Konzept befindet sich im Sta-

dium der Umsetzung. Auch beim Brauchwasser sind Lösungswege bereits angedacht. 

Ein Konzept befindet sich in Erarbeitung. Ich möchte hier zwei stechende Gründe er-

wähnen, weshalb ein Konzept erstellt werden soll. 1. Unterstützung: Wir unterstützen die 

kantonalen Stellen, um die Versorgungssicherheit mit dem eingeschlagenen Weg durch 

die Verknüpfung verschiedener, bis jetzt unabhängiger Wasserversorgungssysteme zu 

erhöhen. 2. Information: In einem Konzept werden die wichtigen Punkte des Themas zu-

sammengefasst, der Grosse Rat wird darüber informiert, und er befasst sich wieder mit 

dem Thema. Es ist wichtig, dass das Thema immer und immer wieder zur Sprache 

kommt. Auch die Bevölkerung erfährt ausführlicher, dass der Kanton bezüglich der  

Wasserversorgung nicht schläft. Dies geschieht bis jetzt zu wenig. Ich empfehle dem 

Grossen Rat, unseren Antrag zu unterstützen. Es gibt damit nur Gewinner. 

 

Scherrer, SVP: Ich danke dem Regierungsrat für die Beantwortung des Antrags. Sie 

zeigt auf, was mit involvierten Gemeinden und Verbänden bereits geplant und diskutiert 

wurde. Meines Erachtens reicht dies völlig aus. Die generelle Wasserversorgungspla-

nung, die "Koordinierte Trinkwasserversorgungsplanung von regionaler und überregiona-

ler Bedeutung" sowie die "Trinkwasserversorgungsplanung in Notlagen" zeigen auf, was 

noch nötig ist oder gar fehlt. Wir brauchen kein neues Konzept im Umgang mit Wasser-

knappheit. In den vergangenen 20 Jahren verdunsteten über dem Bodensee durch-

schnittlich neun Kubikmeter Wasser pro Sekunde. Rund 5,5 Millionen Menschen, darun-
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ter auch solche aus den Kantonen St. Gallen, Thurgau und Appenzell Ausserrhoden, be-

ziehen Trink- und Bewässerungswasser aus dem Bodensee. Dies entspricht lediglich 

sechs Kubikmetern pro Sekunde, also ca. 500'000 Kubikmetern pro Tag. Diese Menge 

fliesst dem Bodensee in 30 Minuten alleine durch den Rhein zu. Eigentlich brauchen wir 

nur eine sehr kleine Menge Wasser. Es ist aber schwierig, Wasser allen nützlich und ge-

recht zu liefern und zu verteilen. Die Wasserwerke, welche das Wasser aufbereiten und 

liefern, sind sich ihrer Verantwortung bewusst. Auch hier muss der Kanton nichts Neues 

regeln. Mir graut schon jetzt davor, wenn ich von einem "Wasserrichtplan" höre. Wir wis-

sen von anderen kantonalen Richtplänen, dass es sehr lange dauert, bis der Kanton re-

agiert, wenn etwas zwar geschrieben steht, aber trotzdem falsch ist. Wir sollten es des-

halb besser bleiben lassen. Ein "Wasserrichtplan" endet für die Landwirtschaft fast bei 

einer Planwirtschaft. Das Zusammenspiel zwischen den Wasserwerken und den Was-

serversorgungen, sprich Gemeinden oder auch Korporationen sowie den Bezügern, 

kann sicher noch optimiert werden. Nach dem Hitzesommer 2018 wurden rasch Gesprä-

che geführt, damit man für ein weiteres trockenes Jahr besser gerüstet ist. Auch müssen 

alle generellen Wasserversorgungsplanungen erst einmal umgesetzt werden. Dies ent-

schärft die Situation wieder. Überregionale Verbindungsleitungen, auch kantonsübergrei-

fend, wie in der kantonalen Wasserversorgungsplanung aufgezeigt wird, würden das 

Problem der Wasserverteilung entschärfen. Die Kosten müssen aber anders als mit Ge-

winnen aus dem Verkauf von Partizipationsscheinen der Thurgauer Kantonalbank finan-

ziert werden. Der Nutzen dieser Gewinne sollte für viele, nicht für wenige sein. Wenn 

Private, Landwirte oder Gewerbebetriebe zusammen ein Projekt für Brauchwasser, neu-

en Wasserbezug oder Wasserspeicherung lancieren wollen, können sie dies bereits heu-

te tun. Es wäre schön, wenn der Kanton diese Projekte unterstützen und rasch und 

wohlwollend behandeln würde. Damit wären praktisch alle bereits zufrieden. Die anfal-

lenden Probleme können die Versorgungsbetriebe unter sich lösen. Sie wissen am bes-

ten, was zu tun ist, um die Engpässe zu beseitigen. Die Wasseraufbereitung, Lieferung 

und der Kauf sowie der Verkauf sind ihr tägliches Geschäft. Ich bitte den Grossen Rat, 

den Antrag nicht erheblich zu erklären. 

 

Gemperle, CVP/EVP: Wir teilen das Loblied auf unsere Regierungsrätin. Wir schätzen 

ihre Arbeit ausserordentlich. Trotzdem vertritt unsere Fraktion in diesem Geschäft eine 

andere Meinung. Ich plädiere für Sachlichkeit. Ich habe den Zusammenhang zwischen 

den schwindenden Wassermassen im Hindukusch mit den grossen Flüssen, welche 

zwei Milliarden Menschen versorgen, hergestellt. Der Zufluss des Bodensees ist der 

Rhein. Auch der Rhein hat eine ganz zentrale Bedeutung. Ich habe darauf hingewiesen, 

dass der Wasserspeicher "Bodensee" gefährdet sein könnte, und zwar nicht nur durch 

weniger Zufluss und schmelzende Gletscher, sondern allenfalls durch einen Anschlag 

oder Ähnliches. Es gibt viele Möglichkeiten, und Millionen von Nutzern, die dort Wasser 

beziehen, wären betroffen. Meines Erachtens hat die Thurgauer Bevölkerung das Recht 
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darauf, dass der Rat das Thema bearbeitet. Sie kann es so mitverfolgen und kontrollie-

ren. Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass wir das geforderte Konzept brauchen. 

Die Konzepte der letzten Jahre waren alle sehr erfolgreich. Ich bitte Sie, unseren Antrag 

erheblich zu erklären. 

 

Regierungsrätin Haag: Es kommt nicht oft vor, dass wir derart gelobt werden. Deshalb 

nehme ich das Lob im Namen meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dankbar entge-

gen. Es gibt keinerlei Diskrepanzen zur Ausgangslage. Der Klimawandel findet statt. Wir 

müssen uns darauf einstellen, aber auch alles unternehmen, um dessen Fortschritt zu 

verlangsamen. Der Antrag fordert ein Konzept im Umgang mit Wasserknappheit. Der 

Regierungsrat hat dargelegt, dass er dies im Bereich der Trinkwasserversorgungspla-

nung bereits gemacht hat, und zwar weitergehend, als es die Antragsteller fordern. 

Sämtliche Details stehen der Öffentlichkeit zur Verfügung. Auf der Homepage des Kan-

tons findet man unter dem Amt für Umwelt zu "Wasser" unter den Downloads sämtliche 

Details. Daraus sind viele Massnahmen entstanden, deren Umsetzung bereits angelau-

fen ist. Die Umsetzung findet in den dafür vorgesehenen Gefässen, Zuständigkeiten und 

Finanzierungen statt. Der Wunsch der Antragsteller bezüglich Trinkwasser ist also be-

reits mehr als erfüllt. Dasselbe Projekt im Bereich der Brauchwasserplanung, insbeson-

dere der landwirtschaftlichen Bewässerung, ist noch offen. Die Projektskizze zu diesem 

Teil steht bereits seit längerem. Nach der heutigen Debatte kann es umgesetzt werden. 

Selbstverständlich werden wir auch diese Details allen zugänglich machen. Dies ist der 

Grund dafür, weshalb der Regierungsrat den Antrag nicht erheblich erklären möchte. Es 

liegt nicht daran, dass es inhaltliche Differenzen geben würde, sondern weil die eine 

Hälfte bereits erledigt ist und die andere Hälfte ohnehin auch noch gemacht wird. Ich bit-

te Sie, die noch aufzubauende Klimafachstelle nicht zu vergessen, welche die Planung in 

den übergeordneten Zusammenhang zum Klima stellen kann. Zur Verwendung der Gel-

der aus dem Verkaufsgewinn der Partizipationsscheine der Thurgauer Kantonalbank hat 

der Regierungsrat dem Grossen Rat eine Botschaft unterbreitet. Der Rat wird darüber 

diskutieren können. Ich sehe derzeit keine Finanzierungsengpässe bei der Umsetzung 

der Massnahmen, welche wir bereits definiert haben. Ich erwarte auch keine solchen bei 

jenen Massnahmen, die noch zu definieren sind. Ich bitte Sie, den Antrag nicht erheblich 

zu erklären. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

 

Beschlussfassung 

 

Der Antrag wird mehrheitlich nicht erheblich erklärt. 
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3. Parlamentarische Initiative von Toni Kappeler, Stefan Leuthold, Daniel Eugster 

und Josef Gemperle vom 3. Juli 2019 "Deregulierung für bessere Erdwärme-

nutzung" (16/PI 6/395) 

 

Vorläufige Unterstützung 

 

Präsident: Nachdem die Parlamentarische Initiative am 19. Juni 2019 eingegangen war, 

hat das Büro gemäss § 43 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Grossen Rates den Regie-

rungsrat zur Stellungnahme zum Verfahren und zum Inhalt eingeladen. Darin hat der 

Regierungsrat nicht geltend gemacht, dass sich der Vorstoss auf einen Gegenstand be-

zieht, der schon als Ratsgeschäft anhängig ist oder dass der Gegenstand vom Regie-

rungsrat als Vorlage vorbereitet und innerhalb des nächsten halben Jahres dem Grossen 

Rat vorgelegt wird. 

Deshalb muss der Grosse Rat nun darüber entscheiden, ob er die Parlamentarische   

Initiative vorläufig unterstützen möchte. Das Wort haben zuerst die Initianten. 

 

Kappeler, GP: Ausgangspunkt unserer Parlamentarischen Initiative war eine Informa-

tions-Veranstaltung des Amtes für Umwelt und der Abteilung Energie im November 

2018. Die anwesenden Energiefachleute und Vertreter der kommunalen Baubehörden 

waren sich einig, dass eine Forderung des Gesetzes über die Nutzung des Untergrundes 

die Nutzung von Erdwärme mittels Sondenfeldern massiv behindert. Stein des Anstos-

ses ist § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes, der eine Bewilligung für Erdsonden-Felder mit einer 

Leistung ab 100 Kilowatt (kW) verlangt. Das Bewilligungsverfahren ist aufwendig und 

schreckt Bauherren tatsächlich ab, diese effiziente und umweltfreundliche Form der 

Energiegewinnung zu nutzen. Vor allem ist das Bewilligungsverfahren bei der erprobten 

und unproblematischen Nutzung der untiefen Geothermie mittels Sondenfeldern nicht 

nötig. Kernanliegen der Parlamentarischen Initiative ist es also, das hinderliche und un-

nötige Leistungslimit von 100 kW im Gesetz abzuschaffen. Es freut uns sehr, dass der 

Regierungsrat dieses Anliegen gutheisst und dem Grossen Rat empfiehlt, die Parlamen-

tarische Initiative zu unterstützen. Es geht um die Leistungslimite. Alles andere ist Beila-

ge und verhandelbar. So schlägt der Regierungsrat beispielsweise eine Erhöhung der 

Limite auf 500 kW vor. Auch darüber kann man sprechen. Meines Erachtens ist aber 

auch diese Einschränkung nicht nötig. Der Regierungsrat schreibt selbst, dass die Leis-

tung der bewilligten Sondenfelder bis 790 kW reiche. Grosse Anlagen hätten also nach 

wie vor ein Problem. Ich erachte die Begrenzung aus zwei Gründen als unnötig: 1. Die 

aktive Regeneration, also die sommerliche Kühlung von Gebäuden mittels Erdwärmung 

des Sondenfeldes, ist heute Standard. Die Kühlung im Sommer wird zunehmend wichtig 

und verhindert eine Auskühlung des Untergrundes. Die Befürchtung, eine benachbarte 

Parzelle könnte über die Jahre ausgekühlt und damit beeinträchtigt werden, ist nicht be-

gründet. 2. Der Nachweis, dass Nachbarparzellen nicht geschädigt werden, das heisst, 
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dass die Abkühlung von einem Grad nach 50 Betriebsjahren innerhalb der Standortpar-

zelle liegen muss, kann und muss im Rahmen der Bewilligung gemäss dem Einführungs-

gesetz zum Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer verlangt werden. Dies stellt 

der Regierungsrat in seiner Stellungnahme in Aussicht. Auch über eine höhere Limite 

kann in der vorberatenden Kommission und im Rat diskutiert werden. Die anderen Ein-

wände des Regierungsrates sind aus meiner Sicht plausibel. Sie schmälern Sinn und 

Ziel der Parlamentarischen Initiative nicht. Ich danke für die Unterstützung. 

 

Schenk, EDU: Ich bedanke mich bei den Initianten für den Vorstoss und beim Regie-

rungsrat für die Stellungnahme. Die Parlamentarische Initiative will nichts anderes als 

existente, unnötige, administrative Hürden abbauen, damit die Erdwärmenutzung verein-

facht bewilligt und bessere Energiewerte erreicht werden können. Die EDU-Fraktion un-

terstützt dieses Ansinnen. Umso erstaunter sind wir über die einschränkende Stellung-

nahme des Regierungsrates. Sie erweckt den Eindruck, dass existierende Normen und 

Regelwerke die vielfach gepriesene grosse Energieinnovation des Kantons Thurgau zu 

einer Kläglichkeit verkümmern lassen könnten. Wen interessiert eine deutsche Norm, 

und wen interessiert ein Entwurf der SIA Norm, die beide den nötigen Prozess bezüglich 

Geothermie im Thurgau abwürgen? Als Bohrunternehmer lässt mich die Begründung für 

die Beibehaltung des Tiefenwertes bei 500 m schmunzeln. Die Aussage, dass die topo-

graphischen und hydrogeologischen Rahmenbedingungen im Kanton Thurgau einen 

Grenzwert von 500 m Tiefe erlauben, sozusagen flächendeckend, ist unseriös. Die To-

pografie, die Lithologie und die Hydrogeologie sind in unserem Kanton heterogen. Die 

diesbezüglichen Bedingungen im Hinterthurgau sind beispielsweise verglichen mit jenen 

im Raum Arbon definitiv unterschiedlich. Die Kenntnisse über den Aufbau des Unter-

grundes sind auch bis 600 m genauso "generell gut" wie auf 500 m. Der Regierungsrat 

schreibt in seiner Stellungnahme, dass eine Bohrtiefe von 500 m erprobt und in der Re-

gel ohne Risiken für Dritte sei. Was geschieht, wenn wir herausfinden, dass dieser 

Sachverhalt auch in 600 m Tiefe zutrifft? Meines Erachtens ist es für allfällige künftige 

und ganz grosse Sonden-Felder hinderlich, eine Leistungslimite bei 500 kW anzusetzen. 

Der Regierungsrat schreibt weiter, dass der Abgrenzungswert zwischen untiefer und tie-

fer Geothermie grösser werde. Bitte erklären Sie unseren Enkeln, dass dies der Grund 

dafür ist, weshalb es im Thurgau geothermisch nicht vorwärtsgehen darf. Geothermie ist 

die sinnvollste und sauberste Energie, welche überhaupt existiert. Wir sind gegen die 

unnötigen Regulierungen. Weshalb ist der Regierungsrat derart ängstlich? Kann die 

Energiewende 2050 damit erreicht werden? Wir bezweifeln dies. Die EDU-Fraktion     

unterstützt die Parlamentarische Initiative. 

 

Leuthold, GLP/BDP: Auch ich nehme Bezug auf die bereits erwähnte Informations-

Veranstaltung. Uns wurde an dieser Veranstaltung bewusst, dass § 4 Abs. 1 des Geset-

zes über die Nutzung des Untergrundes zahlreiche Anwendungen der untiefen Geo-
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thermie massiv erschwert oder teilweise verhindert. Erdsonden, Erdsonden-Felder, Erd-

register, Energiepfähle sowie Kälte- oder Wärmespeicher leisten bereits jetzt einen wich-

tigen Beitrag zu einer umweltfreundlichen und sauberen Energieversorgung. Das Poten-

zial einer Energienutzung aus Erdwärme ist immens. Es sollte im Rahmen der techni-

schen Machbarkeit und der Verträglichkeit für Mensch und Umwelt soweit als möglich 

ausgeschöpft werden. Mit der Unterstützung der Parlamentarischen Initiative ermögli-

chen und vereinfachen wir die Nutzung der Erdwärme auch für grössere Gebäude. Die 

GLP/BDP-Fraktion unterstützt die Parlamentarische Initiative geschlossen. 

 

Wiesmann Schätzle, SP: Das Gesetz ist noch sehr jung. Es konnten erste Erfahrungen 

in der Praxis gesammelt werden. Die Initianten machen geltend, dass die Praxis zeige, 

dass Tiefen von 600 m und die Entzugsleistung eines Erdsonden-Feldes in der Regel 

deutlich über 100 kW liege. Die einschränkenden Regelungen gemäss § 4 des Gesetzes 

über die Nutzung des Untergrundes hätten negative Auswirkungen, sodass Projekte 

teilweise nicht ausgeführt werden, weil das Bewilligungsverfahren schwierig und zeitauf-

wendig sei. Auf der Homepage von "EnergieSchweiz" ist nachzulesen, dass die meisten 

Erdwärmesonden in Tiefen von 200 m bis 400 m gehen. Meines Erachtens hat dies we-

niger mit den gesetzlichen Regelungen als viel mehr mit der Wirtschaftlichkeit zu tun. 

Bohrungen auf eine Tiefe von 200 m bis 300 m sind heute problemlos möglich. Vor rund 

30 Jahren wurden die ersten Erdsonden gebohrt. Ich erinnere mich daran, dass dies gar 

nicht einfach und nicht problemlos war. Noch heute liefern diese Bohrungen Stoff für 

Anekdoten, über welche wir nun lachen können. Damals haben sie uns aber den Schlaf 

geraubt. Im Laufe der Zeit haben sich die Firmen das nötige Wissen und die Erfahrungen 

angeeignet. Bei tiefen Bohrungen über 500 m ist das Angebot der anbietenden Firmen 

aber ausgedünnt. Es sind spezialisierte Firmen, welche dies überhaupt anbieten. Ent-

sprechend teuer sind die Verfahren. So kann es sinnvoll sein, mehr, dafür aber weniger 

tiefe Sonden zu bohren. Dies entspricht den Ausführungen des Regierungsrates, die 

Bohrtiefe bei 500 m zu belassen, die maximale Leistung jedoch zu erhöhen. In diesem 

Sinne ist der Vorschlag des Regierungsrates mit der Änderung von § 4 Abs. 1 Ziff. 4 be-

treffend die Bewilligungspflicht der Grenzwerte zur Nutzung der Geothermie ab einer Tie-

fe von 500 m oder mit einer maximalen Leistung von mehr als 500 kW sowie dem Ver-

zicht auf die Anpassung von § 5 sinnvoll und durchaus praxisgerecht. Die SP-Fraktion 

unterstützt die Parlamentarische Initiative. 

 

Daniel Eugster, FDP: Ich spreche als Mitinitiant und für die FDP-Fraktion. Wir danken 

dem Regierungsrat für die detaillierte Stellungnahme und die verständliche Erklärung der 

komplexen Thematik. Das Gesetz über die Nutzung des Untergrundes ist seit 1. April 

2016 in Kraft. Es soll die Nutzung des Untergrundes unterstützen und regeln, der tiefen 

Geothermie den erforderlichen Rahmen geben und Rechtssicherheit vermitteln. Der 

Grosse Rat hat es zwar gut gemeint, mit der Regelung der Erdsonden-Felder aber über-
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schossen. Die Praxis zeigt, dass mit § 4 unnötige Hürden für die Erstellung von Erdson-

den gestellt werden. Die Bewilligungsverfahren sind lang, der geforderte Versicherungs-

nachweis zu kompliziert und das Ganze nur schleppend umsetzbar. Deshalb unterstützt 

die FDP-Fraktion die Anpassung und den Antrag des Regierungsrates im Grundsatz ein-

stimmig. Die Begründungen sind nachvollziehbar. Trotzdem sollten wir einem Verzicht 

der gesetzlichen Leistungsbegrenzung, spezifisch bei Erdsonden-Anlagen, grosse Sym-

pathien zeigen, wie dies die Initianten fordern. Ein nochmaliges Überdenken ist ange-

bracht. Die Begrenzung auf 500 kW ist aus heutiger Sicht nicht nachvollziehbar. Die Be-

sorgnis der negativen Auswirkung auf die Nachbarparzelle erachten wir als nicht rele-

vant. Erdsonden-Felder werden heute mehrheitlich aktiv regeneriert, da Kühlung immer 

wichtiger wird und sich der Wärme-Kälte-Entzug somit ausgeglichen gestaltet. Zudem 

wird die Gefährdung Dritter bereits in der Verordnung des Regierungsrates zum Bun-

desgesetz über den Schutz der Gewässer und zum Einführungsgesetz zum Bundesge-

setz über den Schutz der Gewässer geregelt. Die Regelung auf Verordnungsebene er-

achten wir als richtig und zum Vorteil aller Beteiligten. So können Anpassungen an den 

Stand der Technik einfach, zweckmässig, praktikabel und ohne Gesetzesänderungen 

umgesetzt werden. Gesetze dürfen nachhaltige Systeme und Entwicklungen nicht be-

hindern oder benachteiligen. Der vorliegende Fall zeigt uns einmal mehr, dass auch bei 

Gesetzen gilt: "weniger ist mehr." Die FDP-Fraktion befürwortet eine rasche und schlan-

ke Gesetzeskorrektur einstimmig. 

 

Gemperle, CVP/EVP: Die CVP/EVP-Fraktion unterstützt die Parlamentarische Initiative 

einstimmig. Bei der Erarbeitung des Gesetzes über die Nutzung des Untergrundes ging 

es vor allem um die tiefe Geothermie für Strom und Wärme. Das möchte ich betonen. 

Die tiefe Geothermie stand aber im Fokus. Bei der Beratung damals hatten wir einen 

ausgewiesenen Experten mit dabei, der uns in der Kommissionsarbeit begleitet hat. 

Trotzdem ist aus heutiger Sicht dieser "Fehler" ins Gesetz gekommen. Unbeabsichtigt 

haben wir in einem Nebenschauplatz eine Hürde eingebaut, welche den Einsatz einer 

praxiserprobten, umweltfreundlichen und bewährten Technologie unnötig erschwert. Die 

Parlamentarische Initiative ist dazu da, dass wir damit die Korrektur anbringen können. 

Es ist besser, wenn Diskussionen in der Kommissionsarbeit geführt werden, wie dies 

umgesetzt werden kann. 

 

Vetterli, SVP: Die SVP-Fraktion nimmt zur vorliegenden Parlamentarischen Initiative wie 

folgt Stellung: Heute gibt es verschiedene Abgrenzungen, welche das Bewilligungsver-

fahren erschweren. Zum einen gibt es das vereinfachte Verfahren zur Nutzung der Geo-

thermie ab einer Tiefe von 500 m bis zu einer maximalen Leistung von 100 kW. Zum an-

deren gibt es die Bewilligung nach dem Gesetz über die Nutzung des Untergrundes, 

welche bereits wesentlich komplexer ist, beispielsweise eine Publikation im Amtsblatt be-

inhaltet und über 1'000 m Tiefe eine Konzession verlangt. Wir haben das Thema aus-
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führlich behandelt. Die SVP-Fraktion unterstützt die Parlamentarische Initiative vorläufig, 

damit sich eine Kommission mit den Details auseinandersetzen kann. Wir teilen die 

Sichtweise des Regierungsrates. Auch wir möchten nicht ganz so weit gehen wie die   

Initianten und die Leistung ebenfalls bei 500 kW und nicht bei 1'000 kW begrenzen. 

 

Regierungsrätin Haag: Das Gesetz über die Nutzung des Untergrundes ist seit dreiein-

halb Jahren in Kraft. Ich würde nicht von einem Fehler sprechen. Wir gehörten damals 

zu den ersten Kantonen, die überhaupt ein Gesetz zur Nutzung des Untergrundes einge-

führt haben. Es hat sich gezeigt, dass sich gewisse Werte in der Praxis nicht bewährt 

haben. Im Grundsatz sind wir uns alle einig. Die Details können in der Kommission be-

sprochen werden. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

Abstimmung: Der Rat beschliesst mit grosser Mehrheit, der Parlamentarischen Initiative 

die vorläufige Unterstützung zu gewähren. 

 

Präsident: Das Büro wird die Initiative einer Spezialkommission zur Vorberatung über-

weisen. 
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Präsident: Wir haben die heutige Tagesordnung zu einem guten Teil abtragen können. 

Die nächste Ratssitzung findet am 23. Oktober 2019 als Halbtagessitzung in Weinfelden 

statt. 

 

Für Kantonsrat Matthias Rutishauser geht heute seine Ratszugehörigkeit zu Ende. Er 

trat im Mai 2012 durch seine Wahl unserem Rat bei. Während seiner über siebenjähri-

gen Tätigkeit im Rat hat er in sechs Spezialkommissionen mitgearbeitet. Kantonsrat 

Matthias Rutishauser tritt aus beruflichen Gründen zurück. Wir danken ihm für seinen 

Einsatz im Grossen Rat und wünschen ihm für die Zukunft beruflich und privat alles    

Gute. 

 

Es sind noch folgende Neueingänge mitzuteilen: 

- Antrag gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen Rates von Paul Koch und 

Robert Zahnd mit 55 Mitunterzeichnerinnen und Mitunterzeichnern vom 30. Septem-

ber 2019 "Unterstützung der Wiederbewaldung von borkenkäfergeschädigtem Wald 

im Kanton Thurgau". 

- Interpellation von Daniel Vetterli, Urs Schrepfer und Andreas Wirth mit 56 Mitunter-

zeichnerinnen und Mitunterzeichnern vom 30. September 2019 "Knaben an der 

Volksschule Thurgau im Abseits?". 

- Interpellation von Andrea Vonlanthen, Aline Indergand und Hermann Lei mit 38 Mit-

unterzeichnerinnen und Mitunterzeichnern vom 30. September 2019 "Feminisierung 

der PH und der Volksschule". 

 

Ende der Sitzung: 11.15 Uhr 

 

 

   Der Präsident des Grossen Rates 

 

 

 

   Die Mitglieder des Ratssekretariates 

 

 


